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Auf dem Platz, der eine kreisrunde Kreuzung, aber kein Kreisverkehr dar-
stellt, wird mal links und mal rechts von der Mitte vorbeigefahren. Der Fahr-
radverkehr spielt sich sowohl auf der Straße als auch auf dem „gedachten“ 
Fußweg ab, der lediglich durch einen profilierten Blindenleitstreifen be-
grenzt wird. 
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So „sehen“ nicht nur Kinder, sondern auch Sehbehinderte, wo der Fahrweg 
beginnt. Fußgängerüberwege sind überflüssig. Besonders für Kindern, die 
nur das „alte System“ kennen und die gelernt haben, dass sie stets nur an 
gesicherten Überwegen die Straße überqueren sollen, wurden gegenüberlie-
gende, kleine Felder errichtet, die auch aus Blindenleitprofilen bestehen. 

 
Sie dienen als Orientierungspunkte für die Überquerung der Straße. Wollen Kinder 
die Straße überqueren, dann zeigen sie das manchmal per Handzeichen. Das Fahr-
zeug bleibt stehen und der sichere Weg ist frei. 
Der Verkehr ist insgesamt sicher, die Aufenthaltsqualität und damit der Lebenswert 
des Ortes ist gestiegen. Alle fühlen sich wohl. Wer glaubt es herrsche das Chaos, 
der irrt. Von Orientierungslosigkeit keine Spur, wohl aber von gegenseitiger Rück-
sichtnahme. 
Vorteil für den Fuß- und Fahrradverkehr: mehr Sicherheit durch reduzierte Ge-
schwindigkeit. Vorteil für den Autoverkehr: Keine Geschwindigkeitsbegrenzung, 
denn die stellt sich von selber ein. Und wenn es zu Schwachverkehrszeiten mal 
schneller gehen soll, dann geht auch das. Natürlich nur mit der für geschlossene 
Ortschaften üblichen Geschwindigkeit von 50 km/h. 

Erste Erkenntnisse: 
Aus den ausländischen Shared-Space-Projekten ergeben sich schon erste 
Erkenntnisse, obwohl ausführliche Analysen noch ausstehen. Ein „aufge-
räumtes“ Straßenbild trägt entscheidend zur Verkehrssicherheit bei, weil es 
für gute Sichtbeziehungen sorgt. Gute Sichtbeziehungen lassen sich am Bes-
ten erreichen, indem der ruhende Verkehr fast vollständig verbannt wird. 
Angenehmer Nebeneffekt: Die neue Übersichtlichkeit trägt auch zur Verbes-
serung der Straßenraumgestaltung und damit zur Verbesserung der Aufent-
haltsqualität bei. 
Für Straßen und Straßenkreuzungen, für die sich Shared Space eignet, bietet 
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sich ein Umbau an, wenn ohnehin die Sanierung des Kanals oder der Stra-
ßendecke ansteht. 
Vorteil für den Einzelhandel: Besonders kleine Gemeinden, deren Geschäfte 
zum Teil vom durchfließenden Verkehr abhängen, brauchen keine Bedenken 
zu haben, dass die Kunden wegbleiben, weil der Autoverkehr nicht durch 
eine teure Umgehungsstraße verlagert wird, damit die so genannte Lauf-
kundschaft sich weniger gestört fühlt, die dann aber ausbleibt, weil sie mit 
dem Auto die nächste Gemeinde aufsucht. 
Ein baufertiges Konzept gibt es jedoch nicht. Jedes Problem vor Ort braucht 
eine maßgeschneiderte Lösung, die sich an die räumlichen Verhältnisse ori-
entieren. 

 



Wohnen in der Stadt 
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Wohnen in der Großstadt 
 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Fraktionsvorsitzende, Bündnis 90/Die Grünen  
im Abgeordnetenhaus von Berlin  

 

Wer das Wohnen in den Städten und Großstädten stärken will, darf nicht auf die 
klassische Wohnungspolitik warten, sondern muß aktiv an einer integrierten Stadt- 
und Regionalpolitik arbeiten. Integrierte Stadtpolitik meint eine Politik, die sich den 
heutigen Herausforderungen vor allem in den Bereichen Klimaschutz mit innovati-
ver Energie- und Verkehrspolitik, Bildungs- Kinder- und Jugendpolitik, Integration, 
Arbeitsmarktpolitik gleichermaßen mit konkreten Konzepten stellt und dies auch 
bei knapper Kassenlage. 

Die traditionelle Wohnungspolitik ist soziale und quantitative Wohnraumversor-
gungspolitik – früher der Soziale Wohnungsbau, heute Soziale Wohnraumförderung. 
Für dieses Feld ist die Zuständigkeit nach den Beschlüssen der Föderalismuskom-
mission I vom Bund auf die Länder übergegangen. 

Die Zuständigkeit für die Städtebauförderung hat nach wie vor der Bund. Die Pla-
nungshoheit liegt bei den Kommunen – die sie zu oft an Investoren abtreten.Die 
städtebaulichen Handlungsfelder des Bundes sind unter Rot-Grün ausgeweitet 
worden. Es sind: 

- Die städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 

- Der städtebauliche Denkmalschutz (seit 1991 im Osten, geplant ab 2009 auch für 
den Westen) 

- Programm „Soziale Stadt“, unterstützt durch ESF-Programme für Beschäftigung, 
Bildung und lokale Ökonomie) 

- Programm „Stadtumbau Ost“ 

- Programm „Stadtumbau West“ 

- Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ 

- Investitionspakt „Klimagerechte Stadt“  

Leider ist keines dieser Felder mit Impulsen für eine veränderte städtische Ver-
kehrspolitik verknüpft, obwohl das Ministerium für Verkehr, Bauen und Stadtent-
wicklung gerade auch für die Verkehrsentwicklung zuständig ist. Die Bundesregie-
rung (BMVBS) hat eine„Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik“ ausgeru-
fen, die sich wesentlich auf die genannten Programme stützt, ergänzt um die im 
ExWost gebündelten Forschungsvorhaben, die Unterstützung der Bundesstiftung 
Baukultur und eine Veranstaltungs- und Kommunikationsstrategie. 

 Wichtige gesellschaftliche Trends stehen heute für das Wohnen in der Stadt und 
gegen den Fortgang der Zersiedlung :Das Leitbild der Industriegesellschaft: „Eine 
Familie – ein Häuschen – ein Alleinernährer mit Arbeitsplatz bis zur Rente“ trägt 
immer weniger. Die Frau kann und will nicht als „Grüne Witwe“ in den Vororten 
versauern. Sie muß und möchte am Berufsleben und am Gelderwerb teilhaben. Das 
Erwerbsleben ist generell sehr unstet und verlangt eine neue Art von Mobilität, die 
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sich mit der Eigentumsbildung im Vorort oft nicht verträgt. Das Auto wird immer 
teurer. Die Auto-Abhängigkeit muß reduziert werden. 

Die neuen Ökonomien sind urban und prägen auch urbane Lebensstile. Die Rand-
wanderung von Arbeitsplätzen ist mit den neuen Ökonomien deutlich zurückgegan-
gen. Mit diesen Entwicklungen hat sich der Sog an die Siedlungsränder zwar ver-
langsamt. Der Wegfall der Eigenheimzulage hat auch das Bauen an den Siedlungs-
rändern verlangsamt. Insgesamt aber ist es nach wie vor so, dass immer noch mehr 
Haushalte – vor allem junge Haushalte – nach draußen ziehen als rein in die Stadt 
bzw. in der Stadt bleibend. (Bsp. Aktuelle Studie für Berlin im Auftrag des Berliner 
Mietervereins). Auch der Zuzug von Haushalten aus stadtferneren Regionen geht 
bevorzugt an die Siedlungsränder und nicht in die Stadt.  

Ich stelle in meinem Beitrag die „Familienfreundlichkeit“ ins Zentrum. Dies zum 
einen, weil familienfreundliche Wohnungen in der Regel auch für andere Wohnbe-
dürfnisse geeignet sind, gerade in urbanen Milieus. (abgesehen von Barrierefrei-
heit) Zum anderen, weil die Familienbildung und damit verbundene Wohnentschei-
dungen oft auch langfristige und standortprägende Entscheidungen sind. 

Daß nach wie vor mehr Menschen raus aus der Stadt ziehen als in der Stadt zu woh-
nen, hat zwei wesentliche Ursachen: 

- die schlechtere Lebensqualität in der Stadt, v.a. bedingt durch den Autoverkehr, 
Lärm, Emissionen, Unfallgefahren, wenig Grün etc. 

- das Bodenpreisgefälle, nach dem -Wohnkosten innen besonders teuer und au-
ßen am preiswertesten sind. 

Stadtpolitik, die das Wohnen in der Stadt attraktiv machen will, muß auf mehreren, 
sehr unterschiedlichen Ebenen aktiv werden. Handeln müssen die Städte zualler-
meist selbst. Sie brauchen aber auch Unterstützung von Ländern und Bund. Hier ist 
ein zentrales Problem, dass der Bund offiziell „raumneutral“ agiert, de facto aber 
über lange Jahre die Kleinsiedlungsstrukturen begünstigt hat. (Eigenheimzulage; 
Pendlerpauschale) Dies wurde besonders von den Flächenländern forciert, die peri-
phere Regionen bevorzugt stützen wollen. 
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Was sind wichtige anstehende Aufgaben zur Stärkung des Wohnens in der Stadt? 

1) Bezahlbare, große Wohnungen in der (Innen-) Stadt 

- Planungsrecht nutzen, Mischung von Wohnen und Arbeiten konsequent voran-
treiben 

- urbane Industrie- und Infrastrukturbrachen nutzen 

- Sanierung und Stadtumbau für familienfreundliches Wohnen nutzen 

- Auf angemessene Dichte achten 

- Potenziale der städtischen Wohnungsunternehmen mobilisieren 

- Baugruppen unterstützen, v.a. dafür Grundstücke bereitstellen und vermitteln 

 

2) Urbanes Wohnen mit Licht, Luft und Grün 

- Wohnen, wo immer möglich, mit privaten und öffentlichen Frei-, Spiel-und 
Grünflächen verknüpfen. Der Klimawandel macht dies immer dringlicher 

- Wo möglich, Terrassen, Minigärten, gut abgeschirmte Balkons bauen 

- Luft- und Klimaschneisen und Grünflächen entschlossen verteidigen 

 

3) Weniger Auto – Mehr Wohn- und Lebensqualität 

Der städtische Autoverkehr mit Lärm, Emissionen, Unfallgefahren und viel Blech auf 
den Straßen ist ein wesentlicher Faktor der Minderung der urbanen Lebensqualität. 
Da darüber heute Vormittag schon intensiv diskutiert wurde, kürze ich das ab mit 
der Formel: 

  

- mehr urbane Lebensqualität auf Straßen und Plätzen systematisch zurückero-
bern: 

- zum Flanieren, für Cafés, Public viewing, zum Spielen 

- Lärm muß als wichtiger Mietminderungsfaktor in die Mietspiegel 

- Lärmminderungspläne, die den Lärm nur von Straße zu Straße verlagern, sind 
nichts wert! 

- Aktionen „Parking-Day“ nach NewYorcker Vorbild machen richtig Spaß!  

  

4) Wohnen – Erziehung und Bildung 

Mit der Schule fällt die Entscheidung über Wohnstandortwahl. Damit wird die 
Schulsituation oftmals prägend für die soziale Zusammensetzung und soziale Stabi-
lität eines Stadtteils. Eine zentrale Aufgabe liegt darum darin, vor allem in sozial 
unterprivilegierten und stark von ethnischen Minderheiten geprägten Stadtteilen 
besondere Investitionen in die Qualität der Kitas und der Schulbildung zu leisten:  

  

- Kitas zu Bildungsstätten und Familienzentren machen (ohne Überforderung!) 

- Gute und kreative Schulen / Ganztagsschulen 
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- Schulen als Nachbarschaftszentren mit aktiver Einbindung der Eltern 

- Frage: Sollten Schulen von der Landesebene ganz in die Zuständigkeit der 
Kommunen übergehen? 

- Für gute Infrastrukturen brauchen Kommunen gute Finanzausstattung! 

  

 5) Wohnen und soziale Mischung 

Alle Menschen suchen Wohnorte mit einem soziokulturellen Milieu, dem sie sich 
zugehörig fühlen. Wichtige Aufgabe der Kommune ist es, soweit wie irgend mög-
lich, eine sozial ausgewogene Mischung in den Stadtteilen zu erreichen. Sie muss 
vor allem der sozial-ethnischen Ausgrenzung und der Abwertung von Stadtteilen 
entgegenwirken.  

- Strategien der interkulturellen Vernetzung und Kooperation erarbeiten und 
durchsetzen 

- Programm Soziale Stadt nutzen, aber nicht dabei die fachpolitischen Verant-
wortlichkeiten demontieren 

- Stadtweite Wohnversorgungskonzepte für bedürftige Haushalte mit den städt. 
Wohnungsunternehmen und den Belegrechten an Sozialwohnungen (soweit 
noch vorhanden) erarbeiten und fortschreiben 

- Konzepte der Bürgerbeteiligung und Bürgeraktivierung  

- Arbeit der JobCenter mit Quartiersmanagement verzahnen 

- Spezielle Initiativen für (Migranten-)Jugendliche für Ausbildung, Nachqualifi-
zierung- und Beschäftigung 

- .... 

  

6) Wohnen in der Gorßsiedlung 

 Neben bestimmten Altbauquartieren werden in den Großen  Städten schrittweise 
auch die Großsiedlungen zu Orten sich konzentrierender sozialer Probleme. (Mit 
Leerstand ebenso wie ohne) Der Bund wird (hoffentlich) ab 2009 ein neues Programm 
zur Stabilisierung und Weiterentwicklung von Großsiedlungen einführen. Die Städ-
te sind gefordert, ein besonderes Augenmerk auf die Entwicklung ihrer Großsied-
lungen, der sozialen Struktur, des baulichen Erneuerungsbedarfs (Energie!) und v.a. 
der Infrastrukturen zu lenken. 

  

7) Wohnen im Alter 

Die frühere Heimpolitik gehört in die Mottenkiste. Die Stichworte heißen: 

  

- Barrierefreies Wohnen – barrierefreier Städtebau – zumindest schrittweise 

- Unterstützung von Generationen Häusern, Senioren WGs, Wohngemeinschaften 
für Demenzkranke u.ä. 

- Stadtteilnahe Sozialstationen und Pflegehilfen 
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 Sicher gibt es noch weitere wichtige Bausteine, die das Wohnen in der Stadt be-
günstigen und attraktiv machen.  

  

Mir sind noch einige harte Fakten wichtig: 

1. Um insbesondere ihre Infrastrukturen zu modernisieren und attraktiv zu gestalten, 
brauchen die Kommunen mehr Geld und größere Handlungsräume. Die hundertfach 
ausgesprochene Forderung nach einer Gemeindefinanzreform, die die Städte stärkt, 
ist eine wesentliche Forderung. 

2. Ich wage es nicht, die alte, aber nie durchsetzbare Forderung nach einer verän-
derten Verteilung der Einkommenssteuer aufzurufen. Die Einkommensteuer geht an 
den Wohnort, nicht an den Arbeitsort der Arbeitnehmer. Damit werden alle Eigen-
heim – Speckgürtelgemeinden begünstigt, aber die großen Städte mit ihrer sehr 
komplexen und umfassenden Infrastruktur werden benachteiligt. Ich meine, die 
Forderung, dass ein gewisser Anteil an der Einkommenssteuer beim Arbeitsort 
verbleiben sollte, darf nicht so ganz in den Schubladen verschwinden. 

3. Die Grundsteuer spielt trotz der kommunalen Hebesatzrechte beim Steuerauf-
kommen in Deutschland eine sehr untergeordnete Rolle. Sie muß endlich reformiert 
werden. Gleichzeitig sind die Kommunen gefordert, diesen Hebel auch mit zu nut-
zen, um ihre Aufgaben erfüllen zu können. 

 

F. Eichstädt-Bohlig 

Berlin, den 20.9.2008 
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Der Mensch muss mitspielen 

Mieterverhalten birgt hohe Einsparpotenziale 

R. Jank 
Volkswohnung GmbH, Karlsruhe 

 

Die Volkswohnung GmbH in Karlsruhe hat 2006/07 ein Projekt durchgeführt, mit dem 
vier 40 Jahre alte Wohnblöcke mit insgesamt 136 Wohnungen umfassend moderni-
siert und in ihrer Wärmeversorgung völlig von fossilen Energieträgern abgekoppelt 
wurden. Das Vorzeigeprojekt hat einige Berühmtheit erreicht, wurde sogar im 
Abendprogramm der ARD dokumentiert – aber es setzte nicht nur rein technisch ge-
sehen Standards. Auf seiner Basis erhebt die Volkswohnung seitdem auch Daten, 
deren Auswertung beweist, wie falsches Mieterverhalten Energiesparinvestitionen 
erheblich konterkarieren kann. 

 

Die energetische Modernisierung der wenig energieeffizienten Wohngebäude aus 
den 60er Jahren (4 Gebäude, je 10 Etagen, 136 Wohneinheiten) brachte – wie erwartet 
– erhebliche Einsparungen mit sich: Die Umrüstung der beiden Kessel der Heizzent-
rale von Erdgas auf zwei Holzpellet-Kessel (je 300 kWth) und ein Pflanzenöl-
Blockheizkraftwerk (25 kWel, 44 kWth) wurde im Januar 2007 abgeschlossen. Da-
durch wurde eine Substitution von Erdgas durch erneuerbare Energien bei der Hei-
zungs- und Warmwasserversorgung zu 100 Prozent und gleichzeitig eine Stromver-
sorgung der Haushalte zu 40 Prozent aus regenerativer Energie ermöglicht. Die Sa-
nierung alleine ermöglichte also eine enorme Primärenergieeinsparung um etwa 
zwei Drittel (Vergleich des spezifischen Erdgas-Einsatzes vor und nach der Sanie-
rung). Der 2007 für das Gebäude Kranichweg 4 gemessene mittlere spezifische Heiz-
energieverbrauch lag allerdings noch immer um rund 20 Prozent höher als der be-
rechnete Bedarf. Das deutet darauf hin, dass weitere Einsparpotentiale bestehen 
sollten.  

 

Warum konnte das Einsparpotenzial nicht ausgeschöpft werden? 

Die Erklärung, zu der man innerhalb der Volkswohnung kam, war naheliegend: Die 
erwarteten Einsparungen stellen Rechenwerte dar und beziehen sich auf eine 
„Standard-Nutzung“ der Wohnungen, was die eingestellten Innentemperaturen und 
das Lüftungsverhalten angeht. In der Wohnungswirtschaft ist aber seit langem be-
kannt, dass das energetische Verhalten der Nutzer höchst unterschiedlich sein 
kann, mit Unterschieden im Energieverbrauch pro Wohnung um einen Faktor 3 und 
mehr. Darüber hinaus verlangt die neue technische Ausstattung der Wohnungen 
gewisse Änderungen im bisher gewohnten Verhalten, besonders beim Lüftungsver-
halten. Und diese sind nur zu erwarten, wenn die Mieter die Notwendigkeit von Ver-
haltensänderungen verstehen und möglicherweise auf mögliches „suboptimales“ 
Verhalten hingewiesen werden.  

Die Entwicklung eines Ansatzes zur Förderung eines energiesparenden Nutzerver-
haltens in Mietwohnungen ist Gegenstand eines seit Anfang 2007 laufenden EU-
Vorhabens namens  
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SAVE@Energy4Homes, an dem sich die Volkswohnung zusammen mit anderen 
deutschen Wohnungsunternehmen (Nassauische Heimstätte, Stadt und Land Berlin) 
sowie mit Wohnungsunternehmen aus Frankreich und Nordirland beteiligt. Im An-
schluss an die energetische Modernisierung der Gebäude setzte sich das Unter-
nehmen nun das Ziel, das Verhalten der Bewohner zu analysieren. 

 

Informationsangebot an die Mieter  

Zunächst erhielten die Mieter nach Abschluss der Sanierung eine Broschüre und 
wurden im Rahmen von Mieterversammlungen über das neue System und die dar-
aus resultierenden Konsequenzen für das Nutzerverhalten im Detail informiert. Dar-
über hinaus wird in zehn Wohnungen ein Messprogramm in Zusammenarbeit mit 
der Hochschule Karlsruhe - Technik und Wirtschaft, durchgeführt. Mit ihm kann ei-
nerseits eine wohnungsweise monatliche Energiebilanz erstellt werden,  anderer-
seits kann durch Messung der Innentemperaturen, der Luftqualität (Feuchte, CO2-
Konzentration) und der Frequenz der Fensteröffnungen sowie des Warmwasser-
verbrauchs auch ein Bezug der ermittelten Energiebilanz zum jeweiligen Nutzerver-
halten hergestellt werden. Die Mieter sollen diese Monats-Energiebilanzen zusam-
men mit einem Vergleich von Soll- und Ist-Werten erhalten. Im Rahmen von Bera-
tungsgesprächen (in Gruppen und bilateral) werden den Mietern diese Bilanzen 
erläutert und gegebenenfalls Rückschlüsse auf sinnvolle Verhaltensänderungen 
diskutiert. Insbesondere erfolgt ein anonymisierter Vergleich der Energiebilanzen 
aller untersuchten Wohnungen, um es den Mietern zu ermöglichen, ihren Energie-
verbrauch in der Wohnanlage insgesamt einzuordnen.  

Die hier gemachten Erfahrungen wurden von der VOLKSWOHNUNG genutzt, um ein 
„Kundenportal“ zu entwickeln, mit dem den Mietern monatliche Informationen über 
ihre aktuelle Energiebilanz im Vergleich zum Durchschnitt in ihrem Wohngebäude 
(also dem im Energiepass ausgewiesenen Wert, allerdings witterungsbereinigt, 
weil sich die Heizgradtage in Karlsruhe deutlich vom deutschen Durchschnitt unter-
scheiden) sowie einem sinnvoll gewählten Soll-Wert gegeben wird. In einem ersten 
Pilotprojekt wird das Portal seit Ende 2007 für die Gebäude in der Rheinstrandallee 
erprobt und weiterentwickelt. Ab Ende 2008 soll es für weitere Gebäude zugänglich 
gemacht werden. Ziel ist es, seine Nutzung nach Ende der Erprobungsphase mög-
lichst vielen Kunden der Volkswohnung anzubieten, wo es die technischen Voraus-
setzungen erlauben. 

 

Was (oder wer!) treibt den Verbrauch?  

Eine detaillierte Auswertung der noch laufenden Messungen wird erstellt, sobald 2-
Jahres-Daten vorliegen (d.h. ab Januar 2009). Einige Zwischenergebnisse werden im 
Folgenden vorgestellt. Abbildung 1 und 2 zeigen ein erstes Resultat: Die Jahres-
Energiebilanz der einzelnen Wohnungen im Gebäude Kranichweg 4 hinsichtlich 
Heizenergie und Warmwasserverbrauch. Während der witterungsbereinigte durch-
schnittliche Heizenergieverbrauch (knapp 60 kWh/m2) etwa im Bereich des Erwarte-
ten liegt, weisen nur sechs der 28 Wohnungen in etwa diesen Mittelwert auf, alle 
anderen Wohnungen weichen stark nach oben oder nach unten ab. Ein Teil der in 
Abbildung 2 gezeigten Abweichungen kann durch die Lage der jeweiligen Woh-
nung im Gebäude erklärt werden, der größere Teil muss jedoch auf verhaltensbe-
dingte Abweichungen zurückgeführt werden. 
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Abb. 1: Spezifischer Heizenergieverbrauch im Jahre 2007 nach Wohneinheiten, Kra-
nichweg 4 

 

 

 

 

Abb. 2: Spezifischer Verbrauch an Warmwasser in Jahre 2007 nach Wohneinheiten, 
Kranichweg 4 

 

Ein Ziel des begleitenden Messprogramms in neun der 28 Wohneinheiten des Ge-
bäudes Kranichweg 4 war es, eine Korrelation zwischen dem gemessenen Energie-
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verbrauch des Gebäudes und der einzelnen Wohnungen und dem Nutzerverhalten 
zu finden. Ein Beispiel dafür zeigt die folgende Abbildung 3. 

 

 

Abb. 3: 24-Stunden – Messwerte der Raumluftfeuchte, der Heizkörper-Vorlauf- und 
Rücklauftemperaturen, der Raumlufttemperatur und der Außentemperatur (von 
oben nach unten) in zwei Wohnungen des Gebäudes Kranichweg 4 am 2. Februar 
2007 (mittlere Außentemperatur etwa 3,5 °C).  

Dargestellt werden in Abbildung 3 zwei Mieter mit sehr unterschiedlichem Verhal-
ten hinsichtlich der eingestellten Raumlufttemperatur. Während der sparsame Mie-
ter seine Raumlufttemperatur durchgehend 19 °C eingestellt hat, schwankt diese 
Temperatur beim „Komfortmieter“ zwischen 23 und über 26 °C. Ein Blick auf die 
Heizkörpertemperaturen in den beiden Wohnungen zeigt, dass der sparsame Mieter 
fast nicht heizt, während in der anderen Wohnung die Heizkörper fast durchgehend 
auf hoher Temperatur (50 °C) laufen. Durch die hohe Raumtemperatur liegt die 
Raumluftfeuchte über weite Teile des Tages zwischen 30 und 40 Prozent, also deut-
lich zu trocken, während beim „Energiesparer“ rund 55 Prozent gemessen werden, 
also genau im besten Bereich (der üblicherweise bei 45 bis 65 Prozent angegeben 
wird). Ein Blick auf das Verhalten der beiden Mieter an anderen Tagen zeigt, dass 
die in Abb. 4 angegebenen Werte vom 2. Februar 2008 als typisch angesehen werden 
können. Der gemessene spezifische Jahresverbrauch 2007 lag im ersten Fall bei 94 
kWh/m2, im zweiten Fall bei 11 kWh/m2 (!).  

 

Manche Mieter heizen für die Nachbarn gleich mit 

Die Messungen erlauben es nicht, festzustellen, wie intensiv die jeweilige Wohnung 
genutzt wird, also ob tagsüber niemand in der Wohnung anwesend ist oder wie vie-
le Bewohner die Wohnung jeweils nutzen, ob Raucher oder ältere Personen anwe-
send sind und so weiter. Aber auch bei intensiver Nutzung der „Komfortwohnung“ in 
Abbildung 3 ist offensichtlich, dass es sich hier um eine unvernünftige Nutzung 
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handelt. Durch die hohe Raumtemperatur wird häufiger gelüftet (siehe Abb. 4), wo-
durch die Luft noch trockener wird, und die umgebenden Wohnungen, die im Mittel 
eine niedrigere Raumlufttemperatur aufweisen, werden unabsichtlich mitgeheizt. 
So ist es kein Wunder, dass dieser Mieter am Ende die Rechnung in Form der Heiz-
kostenabrechnung präsentiert bekommt, die bei den angestiegenen Energiepreisen 
sehr hoch sein wird. Umso wichtiger wäre es, diese Verbraucher rechtzeitig richtig 
zu informieren.  

 

 

Abb. 4: Vergleich zweier Wohnungen im Gebäude Kranichweg 4 im Januar 2007 hin-
sichtlich Wohnzimmer-Raumtemperatur und Lüftungshäufigkeit 

 

Abb. 4 zeigt, dass der „Komfortmieter“ wesentlich häufiger lüftet als der sparsame 
Mieter, er heizt also nicht nur die benachbarten Wohnungen mit sondern auch die 
Umgebung. Über das Jahr ergibt sich ein Heizenergieverbrauch, der etwa beim 
Doppelten des Durchschnitts liegt, entsprechend etwa 50 kWh/m2 Mehrverbrauch, 
was bei der betrachteten Wohnung und den heutigen Gaspreisen Mehrkosten für 
die Beheizung von rund 400 Euro/a entspricht.  

In Abbildung 2 ist die Verteilung des Warmwasserverbrauchs (ohne Zirkulationsver-
luste!) je Wohneinheit angegeben, die eine noch stärkere Schwankung aufweist als 
der Heizenergieverbrauch. Am unteren Ende ist dies normal, denn bei häufiger Ab-
wesenheit oder Leerstand wird der Warmwasserverbrauch gegen Null gehen. Wie-
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derum gibt es Verbraucher mit stark überdurchschnittlichem Verbrauch, deren Ur-
sache aber, anders als beim Heizen, den Messungen nicht zu entnehmen ist. Die 
Verbraucher können dies aber selbst beurteilen und benötigen dazu eine Rückkopp-
lung über ihren Verbrauch, etwa im Vergleich zum Durchschnitt oder mit einem the-
oretischen „Soll-Verbrauch“ pro Person.  

Die Messungen (Abb. 5) zeigen, dass das Verbraucherverhalten beim WW konsistent 
ist in dem Sinn, dass ein Haushalt, in dem in einem Monat viel Warmwasser – für 
welche Zwecke auch immer – verbraucht wird, dies – mit geringen Schwankungen - 
auch in allen anderen Monaten der Fall ist.  

 

 

Abb. 5: Haushalts-Warmwasserverbrauch in m3 pro Monat im Jahr 2007 für die 28 
Wohnungen im Kranichweg 4: Für jeden Haushalt von 1 bis 28 sind die 12 Monats-
verbräuche als Gruppe schmaler Balken angegeben (Wohnung 1 wurde zur Baulei-
tung benutzt, Wohnung 22 hatte überwiegend Leerstand).  

 

Die Verfügbarkeit genauer Verbrauchsdaten mit hoher zeitlicher Auflösung ermög-
licht es auch, eine Auswertung des „Verhaltens“ des Gebäudes insgesamt vorzu-
nehmen. Abb. 6 zeigt eine mögliche  Auswertung: 
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Abb. 6: Täglicher Verbrauch an Heizenergie und Warnwasser (kWh/d) als Funktion 
der tagesmittleren Außenlufttemperatur 

Dem Bild ist zunächst zu entnehmen, dass die Heizgrenze des Gebäudes Kranich-
weg 4 etwa bei 15°C oder knapp darunter liegt, wie es bei einem energetisch sanier-
ten Gebäude zu erwarten ist. Allerdings tritt auch oberhalb der Heizgrenze noch 
erheblicher Wärmebedarf auf, der einen Anteil von etwa 8 Prozent des Jahresheiz-
energiebedarfs ausmacht. Ein erheblicher Teil dieses Heizenergieverbrauchs dürfte 
Nachlässigkeit zuzuschreiben sein, denn sonst wäre ja nicht zu erklären, warum 
auch noch bei Temperaturen weit über 20 °C geheizt wird: Es wurden vermutlich 
einfach die offenen Thermostatventile vergessen. Dieses Resultat führt dazu, dass 
die VOLKSWOHNUNG die Einstellung ihrer Heizzentralen in Kommunikation mit 
ihren Mietern neu überdenkt.  

 

Das Fazit des Feldversuchs: 20 Prozent Einsparpotenzial durch Nutzerverhalten 

Das hier vorgestellte messtechnische Begleitprojekt ist noch nicht abgeschlossen, 
ermöglicht aber schon einige nutzbare Erkenntnisse. So wird von uns aufgrund der 
festgestellten Streuung der Heizenergieverbräuche pro Wohneinheit geschätzt, dass 
ein Einsparpotential von 20 % und mehr erreicht werden kann, wenn es gelingt, die 
Nutzer zu konsequent energiebewusstem Verhalten zu bewegen.  

Die neuerdings stark angestiegenen Energiepreise werden dabei hilfreich sein, die 
Nutzer zu Verhaltensänderungen zu motivieren. Wichtig ist es, die Nutzer aktuell 
und verständlich über den Zusammenhang zwischen Verhalten und Energie-
verbrauch zu informieren Zu diesem Zweck entwickelt die Volkswohnung im Rah-
men des EU-Vorhabens SAVE@Energy4Homes das Kundenportal, mit dem den Mie-
tern – in den Gebäuden, in denen dies technisch möglich ist – aktuelle Informatio-
nen über ihre Energiebilanz so zur Verfügung gestellt werden sollen, dass sie ver-
stehen, wo sie mit ihrem Energieverbrauch liegen. Sie können sich mit dem Durch-
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schnitt ihres Gebäudes, mit einem rechnerischen ‚Soll-Wert‘“ und mit den Werten 
des vergangenen Jahres vergleichen.“ 

Das Kundenportal befindet sich derzeit in der Erprobung mit einigen ausgewählten 
Gebäuden und soll in der nächsten Projektphase zügig auf weitere Gebäude der 
Volkswohnung ausgedehnt werden. Voraussetzungen sind die Ausstattung mit 
fernablesbaren elektronischen Heizkostenverteilern, Wärmemengenzählern zur 
Messung des Warmwasserverbrauchs und zentralen Wärmemengenzählern in der 
Haus-Heizzentrale sowie die Verfügbarkeit einer geeigneten Auswertungssoftware 
bei der Volkswohnung. Das Wohnungsunternehmen steckt derzeit mitten in der Um-
rüstung auf diese Geräteausstattung. Im Zuge der Liberalisierung des Zählwesens 
könnte dies in Zukunft sogar durch Haushalts-Stromzähler ergänzt werden. 

R. Jank, R. Kuklinski 
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Die Auswirkungen des demograf ischen Wandels im 

ländlichen Raum 

 

Prof. Dr. Hilde Schröteler-von Brandt 
Universität Siegen 

 

1. Eckpunkte des demografischen Wandels und räumliche Entwicklung 

Die Eckpunkte des demografischen Wandels wie Schrumpfung, Alterung und Inter-
nationalisierung  sind mittlerweile bekannte Größen. Diese Entwicklung deutet sich 
zwar bereits seit den 1970er Jahren an, doch erst mit den mehr und mehr sichtbar 
werdenden Auswirkungen tritt die demografische Veränderung vermehrt in das öf-
fentliche und politische Bewusstsein - wobei die Diskussionen zwischen Horrorsze-
narien und der Deklarierung der „Schrumpfung als Chance“ schwanken. 

Im Mittelpunkt der demografischen Veränderung stehen die abnehmenden Gebur-
tenzahlen. Mit einer in den letzten Jahrzehnten relativ konstanten Geburtenrate von 
1,4 Geburten pro Frau bedeutet dies, dass die Bevölkerung von Elterngeneration zu 
Elterngeneration abnimmt. Die Zuwanderung fällt geringer aus als erwartet und 
das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) geht davon aus, dass 2030 
die Bevölkerung in Deutschland um 4 bis 5 Millionen auf 77,2 Millionen zurückgehen 
wird. 

Hinzu kommt die zunehmende Alterung der Gesellschaft mit einem in den nächsten 
Jahrzehnten sogar überdurchschnittlichen Anteil der über 60-Jährigen aufgrund der 
geburtenstarken Jahrgänge der 1960er Jahre. Im Jahr 2050 werden die Altersgruppen 
„Junge“ bis 40 Jahre, „Mittlere“ zwischen 40 und 65 und „Alte“ ab 65 Jahre jeweils ein 
Drittel der Bevölkerung stellen.  

Diese Entwicklung wird zudem von einem Nebeneinander von Wachstum und 
Schrumpfung geprägt sein. Die Abnahme der Bevölkerung bis 2020 betrifft die Bun-
desländer und Regionen nicht gleichmäßig: Der Anteil der Regionen mit Wachs-
tumstendenzen wird abnehmen und der Anteil der Regionen mit Bevölkerungsrück-
gang „schiebt“ sich dann wie ein dreieckiger Keil von Ost- nach Westdeutschland 
hinein.  

Schrumpfung, Alterung und deren regionale Unterschiede werden sich auf allen 
gesellschaftlichen Ebenen auswirken. Am Beispiel des Wohnungsmarktes zeigen 
z.B. die Ergebnisse des im Auftrag des Landes NRW erstellten Gutachtens des Edu-
ard-Pestel Institutes von 2006 über die Wohnungsmarktentwicklung in NRW bis 2025 
folgende Tendenzen auf: Die Abnahme der Einwohner bis 18 Jahren wird sich in den 
nächsten 15-20 Jahren noch nicht auf dem Wohnungsmarkt auswirken da  Kinder 
und Jugendliche keine eigene Wohnung nachfragen. Bedeutsamer dagegen ist der 
Rückgang bei der Gruppe der 30-45 Jährigen, d.h. der klassischen Gruppe der „Häus-
lebauer“ mit entsprechend verminderter Wohnungsnachfrage. Damit gerät der 
Markt an Ein- und Zweifamilienhäusern unter Druck, dass Neubauvolumen verrin-
gert sich und  das Angebot an Bestandsimmobilien in diesem Angebotssegment 
wird stark wachsen und die Gesamtnachfrage übersteigen.  
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Der Angebotsüberhang wird sich längerfristig auch auf das Preisniveau auswirken. 
Vor allem in den ländlichen und peripher gelegenen Räumen wird heute schon 
deutlich, dass sich die Preisvorstellungen beim Verkauf des Hauses  nicht mehr rea-
lisieren lassen. Vor allem die Wohnungsnachfrage in den qualitativ schlechteren 
Beständen  mit energetischen „Rückstau“ bei der Instandhaltung  wird zurückgehen.  

Die wachsende Zahl der Haushalte älterer Menschen wird zu einer vermehrten Zu-
nahme nach altersgerechten Wohnungen führen. Alterung löst jedoch noch keinen 
unmittelbaren Neubaubedarf aus, sondern verstärkt die Nachfrage nach einer An-
passung der Wohnungsbestände (z.B. Barrierefreiheit oder Betreuungs- und Servi-
ceangebote). 90% der Menschen (Umfragen Narten) möchte in ihren Wohnen solange 
es geht wohnen bleiben. Dieser Wunsch und die hohen Eigentumsquoten im ländli-
chen Raum wird dazu führen, dass der Schwerpunkt eher im senioren- und genera-
tionsgerechtem Bestandsumbau liegen muss. Viele der speziellen seniorengerech-
ten oder betreuten Wohnformen sind in der  Regel auch zu teurer. 

 

2. Auswirkungen des demographischen Wandels im ländlichen Raum 

Die unterschiedliche Ausprägung des demographischen Wandels in den Städten 
und Gemeinden setzt sich bei der Betrachtung der Entwicklung in den einzelnen 
Ortsteilen bzw. Dörfern fort. Auf der kleinräumigen Ebene der einzelnen Ortsteile 
wird sich die Bevölkerungsentwicklung in Kombination mit der Alterstrukturent-
wicklung sehr unterschiedlich zeigen. Somit erhält für die konkrete Planung von 
Maßnahmen die ortsspezifische Betrachtung des demografischen Wandels eine be-
sondere Bedeutung.  

Stagnation und Schrumpfung zeigen sich hier als  räumliches Bild in Form von 
Leerstand, Mindernutzung, Überalterung der Ortsmitte, Rückgang der Angebote der 
privaten und öffentlichen Daseinsvorsorge,  einbrechenden Immobilienpreisen etc. 
Innerhalb des Gemeindegebietes zeigen sich diese Auswirkungen je nach Aus-
gangslage und „Standortqualität“ der Ortsteile und Dörfer ebenfalls auf unter-
schiedliche Art und Weise.  

Wir haben bei der Erstellung unserer Demografiekonzepte in den zumeist schon 
stärker betroffenen Städten und Gemeinden des ländlichen Raumes in Südwestfa-
len spezifische Untersuchungsmethoden angewendet und die Bevölkerungs- und 
Altersentwicklung sehr kleinräumig untersucht, um innerhalb der Gemeinden 
Räume mit einem höheren Handlungsbedarf feststellen zu können. 

Hierzu wurden die statistischen Daten „hausbezogen“ für die letzten zehn Jahre 
ausgewertet und somit kleinräumig die Bevölkerungs- und Altersstrukturentwick-
lung festgestellt.  

Durch die Besonderheit einer hohen Eigentumsquote und dem stärkeren Beharren 
der Bewohnerschaft bzw. der längeren Wohndauer im ländlichen Raum bilden 
Kenntnisse über die Ist-Situation und die zurückliegende Entwicklung eine gute 
Grundlage zur Abschätzung der mittelfristigen Entwicklung. Dies ist in Städten mit 
einem hohen Anteil an Miet- und Geschosswohnungsbau sicherlich so nicht mög-
lich. 

Die gewählte Methodik geht gezielt davon aus, die Kenntnisse vor Ort in die Be-
wertung der zu erwartenden Entwicklung einzubinden und das Potenzial  an 
Ideen, Fähigkeiten und Vorschläge aus der Bürgerschaft für die verschiedenen 
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Handlungsebenen des kommunalen Handelns, des Handelns einzelner Akteure 
bis hin zum bürgerschaftlichen Engagement aufzuzeigen.  

Aus diesen sozialräumlichen und städtebaulichen Untersuchungen lassen sich 
auch die kritischen Punkte Nahversorgung und der Mobilitätsdefizite qualifizieren 
und darauf aufbauend entsprechend Handlungskonzepte entwickeln. 

Bei der Betrachtung des Altersaufbaus in allen Teilräumen der Dörfer wurde deut-
lich, wie unterschiedlich sich Alterung in einzelnen Ortsbereichen zeigen kann. 

So ließ sich z.B. bem Demografiekonzept für die Stadt Drolshagen (12.000 EW) im 
Kreis Olpe feststellen, dass sich in den Gebäudebeständen nach dem 2. Weltkrieg 
ein Zusammenhang zwischen dem Alter der Gebäude und dem Alter der Bewohner 
herstellen lässt und dass in den zwischen 1840 und 1950 erbauten Gebäudebestän-
den schon ein Generationswechsel mit einer deutlichen Verjüngung der Einwohner 
vollzogen wurde. In einem anderen Fall konnte genau das Gegenteil festgestellt 
werden: die historische Dorfmitte war von der Überalterung sehr betroffen und droh-
te auszusterben. 

Ein großes Problem stellen vor allem die Bauten der 1960er und 1970er Jahre mit ei-
nem hohen Anteil an älterer Bevölkerung dar. Was wird aus diesen Immobilien, 
wenn die Nachfrage fehlt und wenn die eigenen Kinder aus den Dörfern weggezo-
gen sind? Schon heute wissen vielen der 50-Jährigen, dass nicht nur das eigene 
Haus zu groß sein wird, sondern sie sich oft noch um die Häuser ihrer Eltern und 
Schwiegereltern kümmern müssen. Auch das Pestel-Gutachten (2006:52) kommt in 
NRW zu dem Schluss, dass die leerfallenden Dorfkerne und die qualitativ und ener-
getisch ungünstigen älteren Einfamilienhäuser in Zukunft die größten Probleme mit 
sich bringen werden. 

Von zentraler Bedeutung wird in Zukunft das Thema Wohnen für ältere Menschen in 
den Dörfern sein. Alternativen Wohnformen wie Mehrgenerationenwohnen, Wohn-
gemeinschaften oder Wohngruppen sind bislang vor allem in städtischen Räumen 
anzutreffen und stoßen im ländlichen Raum auf große Skepsis.  

Als sehr positiven Ansatz sehen wir neben der seniorengerechten Ertüchtigung des 
Bestandes und dem Ausbau vielfältiger Hilfsangebote z.B. die Angebote an eher 
kleinteiligen dezentralen Wohn- und Pflegekonzepten wie sie das Kuratorium Deut-
scher Altenhilfe (KDA) anbietet. Der Wunsch des Verbleibens im Dorf kann so eher 
erfüllt werden. Diese kleinteiligen Projekte sind auch sehr gut geeignet, um die 
Wohnungsbestände zu nutzen, wie z.B. die Umnutzung eines Bauernhofes in Roting-
dorf (NRW) als integrative Haus- und Wohngemeinschaft oder der Umbau einer Villa 
für Demenzkranke in Münster zeigen. Diese Projekte ermöglichen zudem eine erneu-
te und einfachere Umnutzung, wenn der höhere Bedarf nach solchen Einrichtungen 
2030 abnimmt und wirken somit nachhaltiger als der Bau neuer zentrale Alten- und 
Pflegeheime.  

Die rückläufige Bevölkerungsentwicklung erfordert ein Umdenken bei der Sied-
lungsflächenpolitik. Statt weiterer Neubaugebiete müssen die bestehenden Lücken 
im Siedlungsraum geschlossen, vorhandene Flächenressourcen aktiviert und Leer-
stände vermieden werden.  

Insbesondere die Dorfmitte als Orte hoher baukultureller und geschichtlicher Identi-
tät muss vor einer Aushöhlung nach einem „Donut-Effekt“ geschützt werden. Eine 
Bebauung der Baulücken, die Aktivierung leerfallender Bestände und ortsangepass-
te Neubauten müssen hier forciert werden und das Bauen im alten Kern durch Aus-
stellungen oder Wettbewerbe verbreitet werden. Initiativen wie im rheinland-
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pfälzischen Wallmerod müssen zunehmen. Hier wurde mit einer restriktiver Bau-
landpolitik das Wohnen in der Dorfmitte propagiert: „Mittendrin ist In“ heißt hier 
das Motto und das Bauen im Kern wird mit  kleinen finanziellen Anreizen belohnt. 

Die Gemeinden sind gefordert planerische Weichenstellungen zu treffen (z.B Ge-
bäudebörsen als Hilfestellung bei der Vermarktung von freiwerdenden Gebäude 
oder offensives Flächenressourcenmanagement). 

Die Neubauflächenausweisung mit Blick auf einen Bevölkerungszuwachs (Woher 
sollen die die Menschen kommen?) kann  sich ökonomisch als hohes Risiko erwei-
sen; aus ökologischer Sicht müsste die Phase des unverminderten Siedlungsflä-
chenwachstum eh schon lange vorbei sein.  

 

3. Fazit 

Innerhalb der Regionen wird die Politik der Qualitätssicherung des Lebens- und 
Wohnumfeldes im Kontext des demographischen Wandels eine große Rolle spielen. 
Der Wettbewerb um „Quantitäten“ bei der Bevölkerungsentwicklung wird nur in 
einem Wettbewerb der „Qualitäten“ zu gewinnen sein. Neben der Wohnumfeldqua-
lität wird auch die Qualität des Wohnungsangebotes nach Lage, Ausstattung oder 
Betriebskosten zunehmend an Bedeutung gewinnen.  

Aus unserer Sicht müssen die Eckpunkte des demografischen Wandels regional und 
lokal differenziert und kleinräumig, sprich „passgenau“ in den Teilräumen unter-
sucht werden, um entsprechend auch mit „passgenauen“ Konzepte für die Dörfer 
und Quartiere reagieren zu können. Die Aufgabe einer laufenden Raumbeobach-
tung mit sozialräumlichen und städtebauliche Analysen muss als Daueraufgabe 
neu in den planenden Verwaltungen Einzug halten und dies insbesondere auch bei 
Klein- und Mittelstädten im ländlichen Raum. 

Demographiekonzepte müssen zudem von „innen“ heraus entwickelt werden, um 
die notwendige mittel- und langfristige Basis für das lokalpolitische und verwal-
tungsmäßige Handeln bilden zu können. Hauptakteure bei der Erarbeitung sind so 
Verwaltung, Politik und örtliche Akteure aus der Bürgerschaft.  

Zunehmend wird es um die Akzeptanz eines Nebeneinanders disparitärer Entwick-
lungen innerhalb einer Region, Stadt und Gemeinde gehen. Statt Konkurrenz- und 
Kirchturmdenken muss um einen regionalen Ausgleich gerungen werden, bei dem 
es nicht um Stärke oder Schwäche der einzelnen Gemeinden geht. Die vielfältigen 
Verflechtungen in einer Region und der Erhalt von „Zentralität“ ihrer Arbeitsplatz-, 
Ausbildungs- und Infrastruktureinrichtungen werden im Zuge des demographi-
schen Wandels vor allem für den ländlichen Raum mit seiner geringeren Einwoh-
ner- und Versorgungsdichte die entscheidende Rolle spielen. 



Stadtplanung von morgen 
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Die Entdeckung der StadtNatur 

 

Herbert Sukopp 
TU-Berlin, Institut für Ökologie  

Bei der Begründung der Ökologie als wissenschaftlicher Disziplin im 19. Jh. standen 
Lebensweise und Lebensbedingungen von Pflanzen und Tieren im Vordergrund, um 
die Eigenschaften der Organismen als Anpassungserscheinungen deuten zu kön-
nen. Heute, hundert Jahre nach HAECKEL, ist es die offenbar werdende mangelnde 
Anpassung menschlicher Gesellschaften an ihre natürlichen Lebensbedingungen, 
die in der Umweltdiskussion die Ökologie eine zentrale Stellung einnehmen lässt. 
Aus der Kenntnis unserer natürlichen Lebensbedingungen heraus werden Aussa-
gen der Ökologie zur Änderung des Verhältnisses unserer Gesellschaft zu ihrer 
Umwelt immer dringender. 

Lange Zeit hielt man Städte nicht für lohnende Gegenstände ökologischer For-
schung. Sie galten als lebensfeindlich; man glaubte, die Zahl der Pflanzen und Tie-
re, die hier existieren können, sei gering. Auch hielt man städtische Lebensgemein-
schaften für Zufallsprodukte, so dass eine Suche nach Regelhaftigkeiten und deren 
Ursachen unterblieb. Ein Wandel hat vor mehr als 30 Jahren begonnen. Seitdem 
werden Städte intensiv ökologisch untersucht. Bald stellte sich die Annahme, städ-
tische Lebensgemeinschaften seien von geringer Vielfalt und zudem reine Zufalls-
produkte, als falsch heraus. Die ersten Untersuchungen von Großstädten erregten 
Erstaunen darüber, dass so intensiv durch Menschen gestaltete Lebensräume cha-
rakteristischen Artenkombinationen Lebensmöglichkeiten bieten. Genaue Analysen 
zeigten eine überraschende Vielfalt an Standorten, Organismen und Lebensge-
meinschaften. In Stadtgebieten ist dabei oft ein Artenreichtum verschiedener Pflan-
zen- und Tiergruppen gefunden worden, der den des Umlandes deutlich übertrifft. 

 

Stadt und Region 

Die Beziehungen zwischen Stadt und Umland haben sich im Laufe der Zeit häufig 
gewandelt. Vom Land in die Stadt und aus der Stadt aufs Land. Im Mittelalter be-
deutete das Sprichwort „Stadtluft macht frei nach Jahr und Tag“, dass der unfreie 
Bauer von der Bindung an die Scholle frei sich dem Zugriff seines Herrn entziehen 
konnte (KÖHLER 1997). Wer heute „Stadtluft“ zitiert, denkt vermutlich nicht an die 
juristische Qualität dieser Luft, sonder der hat – in Leipzig wie in Berlin, wo die Luft 
wegen des ganz besonderen Duftes besungen werden konnte – den Gegensatz von 
Stadtluft und Landluft in der Nase. 

Die großen Städte, Zentren von Kultur und Zivilisation, wuchsen zu den größten 
Zentren und Quellen vielseitiger Umweltverschmutzung heran. Trotz aller Bemü-
hungen, die "Unwirtlichkeit der Städte" zu mildern, muß die Stadtbevölkerung unter 
ökologischen Bedingungen leben, die im besten Falle suboptimal sind. Als Reaktion 
darauf nimmt die Stadtbevölkerung in wachsendem Maße die ländliche Umgebung, 
insbesondere als natürlich empfundene, abwechslungsreich ausgestattete Land-
schaften für Freizeit und Erholung und als ökologische Ausgleichsräume, in An-
spruch. Sie trägt damit Verkehrs-, Abfall- und sonstige großstadttypische Belastun-
gen in diese Gebiete hinein. 
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Das Umland ist aber nicht nur ökologischer Ausgleichsraum für die Stadt, sondern 
Lebensgrundlage. Für alle Lebewesen, also auch für Menschen, bedeutet „Umwelt“ 
nicht nur reine Luft, sauberes Wasser, fruchtbare Böden und eine angenehme Um-
gebung, sondern auch Nahrungsquelle. Nahrung steht der städtischen Bevölkerung 
nur durch Vermittlung der Landwirtschaft zur Verfügung; heute oft aus anderen 
Ländern oder aus Übersee. Die Frage, ob die Erzeugung von Nahrungsmitteln durch 
die heimische Landwirtschaft noch eine Berechtigung habe, wird im allgemeinen – 
von wenigen Ausnahmen (Großbritannien) abgesehen – bejaht. Die Befriedigung 
eines so elementaren Bedürfnisses und dessen Sicherheit soll im nationalen Verfü-
gungsbereich liegen. 

Räumlich sind Stadt und Umland meist nicht eindeutig abgrenzbar. Bei jeder Stadt 
ergeben sich die spezifischen Abgrenzungen zum Umland in Abhängigkeit von der 
Größe und den funktionalen Verflechtungen. Engeres (suburbanes) und weiteres 
Umland sind differenziert zu betrachten. Aus dem "weiteren Umland" von Städten 
kommen heute Lebensmittel, Rohstoffe und andere Naturgüter aus allen Teilen der 
Erde. Ein dichtes Verkehrsnetz zu Land, Wasser und Luft ermöglicht den Transport 
riesiger Mengen an Gütern. Sie bewirken große Stoffanreicherungen und -
vermischungen und enden großenteils als Abfall. Diese Stoffverlagerungen beste-
hen z.T. bereits seit vielen Jahrzehnten und deren Folgen wirken weiter. Wir leben 
global und unsere Städte stehen weltweit mit Ökosystemen in Wechselbeziehun-
gen, nicht nur mit denen des engeren Umlandes. 

Am Beginn des 20. Jahrhunderts standen die kritischen und kulturpessimistischen 
Bewertungen der Stadt. Die Großstadt, Megalopolis von Fritz Lang, ist das Thema 
nicht nur von Spengler und Toynbee, von Intellektuellen verschiedenster Herkunft. 

Sie war auch der Gegenstand einer, gerade dem städtischen Bürgertum eigenen, 
romantischen Fluchtbewegung. Wer des Städtischen überdrüssig ist, wer genug hat 
von dem im eigentlichen Sinne Künstlichen, den zog es hinaus vor die Stadt, um 
dort die Natur zu finden. 

Die Stadt wird lange noch als das angesehen, was ihre Explosion in der industriel-
len Revolution zu suggerieren schien: Die Stadt ist der Ort, an dem eigentliches oder 
wahres Leben nicht stattfindet. Die Stadt als Transitorium – solange man sie eben 
braucht, um sich die Mittel zur Reproduktion zu verschaffen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg bahnte sich langsam die Akzeptanz der Stadt an, bis 
hin zu ihrer Einschätzung als des bevorzugt lebenswerten Raums, also jenes Raums, 
in dem das urbane Leben dem Leben in der Provinz entgegengesetzt ist. Erst lang-
sam verbreitet sich das Bewusstsein, dass Stadt nicht mehr vermieden werden 
kann. Daher leben 80 % der Bevölkerung in Städten. Noch lange nach dem Zweiten 
Weltkrieg galt, dass wenn die Stadt schon unvermeidbar war, sie dann wenigstens 
ländlich aussehen solle. Sie sollte Gartenstadt oder sie sollte Schlafstadt sein. Die-
ses Bewusstsein wandelte sich allmählich in die Vorstellung, dass es schön ist, in 
einer Stadt zu leben, und dass das Leben auf dem Lande als Folge der Verstädte-
rung mühsam und unerquicklich wird. 

In letzter Konsequenz formt sich daraus die Einsicht, dass die Natur selbst längst 
zum Artefakt wurde, nicht weniger künstlich als die Stadt. Erst in diesem Moment 
wird es möglich, die Natur wieder in der Stadt aufzusuchen – die städtische Vegeta-
tion zu emanzipieren von dem Verdacht, sie sei nichts anderes als ein verdorbener 
Abklatsch der Vegetation des Umlandes, ein Surrogat für die echte Natur, wie die 
Wachsblumen auf dem Fensterbrett. 
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Damit kann moderne Urbanistik beginnen. Ihr unverzichtbarer Teil ist die Stadtöko-
logie. Sie vermittelt Einsichten von der Vielfalt der Stadt im Gegensatz zur Einfalt 
der land- oder forstwirtschaftlich geprägten Umgebung. Und sie vermittelt Einblick 
in die Individualität jeder Stadt, wozu Pflanzen und Tiere das Ihre beitragen. 
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Kommunale Entwicklung öffentlicher Plätze in Tübingen 
 

Boris Palmer 
Oberbürgermeister Tübingen 

 

„Wenn uns der Platz am Ende der 
Straße, der zu Fuß in zehn Minuten 
zu erreichen ist, ebenso fern vor-
kommen wird wie Peking, was 
bleibt dann von der Welt ? Was 
bleibt von uns?“  Paul Virilio 

 

Bereits mit der Sanierung der historischen Altstadt, die vom Ende der 60er bis in die 
frühen 90er stattfand, hat die Universitätsstadt Tübingen einem hochwertigen öf-
fentlichen Raum besondere Bedeutung geschenkt. Dabei ging es nicht nur um die 
gestalterischen Qualitäten von Plätzen und Freibereichen, sondern vor allem um 
den Erhalt einer urbanen Nutzungsmischung in der Innenstadt, der sich neben Gast-
ronomie und Handel auch aus Wohnen und Handwerk zusammensetzt. Ziel war, die 
Altstadt als lebendiges Quartier zu stärken; der öffentliche Raum als „Wohnzimmer 
des Quartiers“ hat dabei eine ganz besondere Rolle: in ihm treffen sich Bewohner 
und Auswärtige, Kunden und Beschäftigte. Urbanität, so das Konzept, entsteht nicht 
nur durch Möblierung und Gestaltung, sondern vor allem durch eine vielfältige Öf-
fentlichkeit. 

Als 1991 die französische Armee ihre Kasernen in der Tübinger Südstadt verließ und 
ein großes innerstädtisches Gebiet für die Südstadt-Entwicklung zur Verfügung 
stand, nutzte die Stadt die Chance, das Konzept eines gemischten, urbanen Städte-
baus auch auf neue Stadtteile zu übertragen. Mit dem Französischen Viertel und 
dem Loretto sind seither zwei Quartiere entstanden, die in besonderer Weise klein-
teilige Nutzungsmischung von Wohnen und Arbeiten, Parzellierung und Bauen mit 
Baugemeinschaften verbinden. Viele Auszeichnungen, u.a. der Deutsche Städte-
baupreis 2001 und der Europäische Städtebaupreis 2002, zeigen das bundesweite 
und internationale Interesse, das die Südstadt-Entwicklung hervorgerufen hat. 

Auch in diesem Konzept kommt dem öffentlichen Raum wieder eine besondere Be-
deutung zu: Straßen und Plätze sind in einem dichten und gemischten Quartier 
nicht nur Verkehrsflächen, sondern Aufenthaltsräume und Orte der Begegnung. Die 
Quartiere sind bewusst nicht autofrei, aber das Auto wird nicht zum dominierenden 
Faktor der Stadtentwicklung. Fahrzeuge werden in zentralen Quartiersgaragen ge-
parkt – platzsparend und komfortabel. Der Freiraum, der so für die Gestaltung des 
öffentlichen Raums entsteht, wird konsequent genutzt: die Straßen werden zum 
Spielplatz und Wohnzimmer der Quartiere, die Plätze konnten in einer intensiven 
Bürgerbeteiligung gestaltet und ohne die übliche Rücksicht auf Parkplatznot ge-
plant werden. Unübliche Orte wie die Panzerhalle im Frz. Viertel sind entstanden: 
eine ehemalige, 900 qm große Reparaturhalle der Franzosen, deren Wände entfernt 
und deren Dach saniert wurde. Heute trainiert auf diesem großen überdachten Platz 
morgens die Polizei mit Schulkindern das Verkehrsverhalten, treffen sich nachmit-
tags die Jugendlichen zum Bolzen und finden abends Konzerte und Theaterveran-
staltungen statt. 
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Doch auch hier gilt wieder die Erfahrung aus der Altstadtsanierung: nicht allein 
gute Gestaltung führt zu lebendigen öffentlichen Räumen, sondern auch und gerade 
die Vielfalt der Nutzungen in den Quartieren. Der öffentliche Raum im Französi-
schen Viertel und im Loretto ist deshalb so lebendig und interessant, weil nicht nur 
Bewohner ihn nutzen, sondern hier Kunden und Beschäftigte der Betriebe, Flaneure 
und eilige Passanten, Kinder und ältere Menschen sich begegnen. 

In diesem Sinne wird Tübingen auch in Zukunft mit der Gestaltung seiner öffentli-
chen Räume fortfahren: Straßen und Plätze, die eine hohe Aufenthaltsqualität ha-
ben, als Orte der Begegnung konzipiert werden und Grundgerüst eines Städtebaus 
sind, der Mischung, Kleinteiligkeit und Vielfalt ermöglicht.   
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